
Suchergebnisse: Heiratsbewilligung

12. Juli 1808 – Staatliche Vorschriften zur Verehelichung

München - Königreich Baiern * In einer erlassenen Verordnung zur Beförderung der Heiraten auf

dem Lande wird die Verehelichung von der Bewilligung der ordentlichen Polizeiobrigkeit des

Ortes abhängig gemacht, wo die Heiratenden mit hinreichender Aussicht auf ihre Nahrung den

Wohnsitz nehmen.  Damit wird den Gemeinden auch in Fragen der Verehelichung die Mitwirkung

entzogen.   Zusätzliche Haftungsbestimmungen gegenüber den entscheidenden Beamten

schränken die Wirksamkeit der Verordnung stark ein. Sollte sich die Familie doch nicht selbst

ernähren können, fällt der Unterhalt der genehmigenden Behörde zur Last.  Wenn Geistliche eine

Eheschließung ohne die vorherige staatliche Heiratsbewilligung vornehmen, haften sie für

Schäden und Kosten, welche hieraus irgendeiner Gemeinde zuwachsen.  Eheschließungen

außerhalb Baierns werden für ungültig erachtet und sind strafbar. 
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